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Form-Funktions-Analyse von Modalitätsaspekten 

zur Beschreibung von Geltungsansprüchen in 

politischen Reden

1 Einleitung

Die alltagsweltliche Auseinandersetzung mit politischem Sprachgebrauch 

und mit grammatischen Phänomenen haben eine Gemeinsamkeit: Im All­

tagsbewusstsein existieren beide nicht als mögliche Wahrnehmungsgegen­

stände. Gerade im politischen Sprachgebrauch werden gedanklich meistens 

die jeweiligen Sachverhalte selbst, nicht aber die sprachliche Repräsentation 

der Sachverhalte problematisiert. Und wenn wir uns beim Denken mit den 

Konstitutionsbedingungen von Sachverhalten im Medium Sprache beschäf­

tigen (metasprachliche Betrachtungen oder Denken 2. Ordnung), so stehen 

meistens die autosemantischen lexikalischen Zeichen im Mittelpunkt des 

Interesses, die offensichtlich Repräsentationsfunktion für Vorstellungsinhal­

te zu haben scheinen. Vernachlässigt werden jedoch in aller Regel die syn­

semantischen grammatischen Zeichen, die eine Organisations- und Interpre­

tationsfunktion für lexikalische Zeichen haben.

„Um grammatische Funktionszeichen wahrzunehmen, die z.B. syntaktische Rol­

len (Kasus) kennzeichnen oder die Gültigkeitsbedingungen von Aussagen (Tem­

pus, Modus) oder die Art der Verknüpfung von Aussagen (Konjunktionen), ist 

gleichsam eine Denkanstrengung 3. Ordnung notwendig, da wir mit diesen Zei­

chen keine selbständigen Vorstellungen assoziieren, sondern allenfalls bestimmte 

Formen von Sinnbildungsinstruktionen." (Köller 1995: 38)

Der Ausgangspunkt der folgenden Darlegungen besteht darin, dass die 

medialen Bedingungen des Denkens in aller Regel nicht im Alltagsbewusst­

sein der meisten Sprachteilnehmer verankert sind.

Eine weitere Gemeinsamkeit der Bereiche politischer Sprachgebrauch und 

grammatische Phänomene lässt sich wie folgt zusammenfassen. Solange 

Sprachteilnehmer im Alltag grammatische Zeichen und politischen Sprach­

gebrauch mit Hilfe unseres Sprachgefühls aktiv und passiv problemlos zu 

beherrschen glauben, besteht gemeinhin kein Interesse daran, intuitives 

Handlungswissen in ein explizites Gegenstandswissen zu überführen. Das 

ändert sich erst bei Kommunikationsschwierigkeiten oder gar -konflikten
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wie z.B. beim öffentlichen Streit um tatsächliche oder vermeintliche Wahl­

versprechungen zur Beeinflussung von Wahlentscheidungen. In einem sol­

chen Fall werden ähnliche Formulierungen in der politischen Auseinander­

setzung bezüglich ihres Inhalts vergleichend diskutiert.1 Die grundlegende 

und auch für Schüler interessante - aber selbstredend nicht definitiv zu 

beantwortende - Frage lautet: Was wurde bzw. wird tatsächlich verspro­

chen?

1 Vgl. dazu in Felder 2002 Auszüge aus den Wahlprogrammen 2002 der Parteien zum 

Thema „Bildung"

2 Vgl. Felder 2003 zu dem Terminus Textarbeit in juristischen Zusammenhängen. Der 

Begriff wird hier übertragen auf Funktionsweisen von politischen Texten und deren 

Weiterverarbeitung in Medientexten. Linguistische Forschung zur juristischen Textar­

beit beansprucht zu einem besseren Verständnis der Funktionsweise sprachlicher Ele­

mente in einer komplexen, institutionell geprägten, fachspezifischen Gebrauchsform 

von Sprache beizutragen. Gleiches könnte für die diversen Transformationen politi­

scher Texte und ihrer Weiterverarbeitung in Medientexten als Vermittlungstexten gel­

ten, die als ein Ergebnis politischer Textarbeit in journalistischen Texten betrachtet wer­

den kann, da diese zum Zwecke der Vermittlung institutioneller Fakten verfasst 

wurden. Textarbeit ist damit eine eigene Kategorie in der Rezeptionstrias Verstehen, In­

terpretieren, Arbeit mit Texten - und zwar auf Grund der intensiven Weiterverarbeitung 

von Eingangsdaten im Rahmen komplexer Sprachhandlungen, welche die Dimensionen 

von Verstehen und Interpretieren übersteigen.

Ich möchte im Folgenden unter dem Oberbegriff „Geltungsanspruch 

bzw. Gültigkeitsbedingungen von politischen Aussagen" einen Vorschlag 

unterbreiten, beide linguistisch relevanten Gegenstandsfelder - also sprach­

liche Erscheinungsformen in politischen Textsorten und grammatische Phä­

nomene - in einem sprachdidaktischen Konzept derart zu modellieren, dass 

sie insbesondere Schülern der Sekundarstufe I und II im Kontext von 

sprachlichen Handlungen transparent gemacht werden können. Dieses 

Sprachhandeln manifestiert sich in Texten. Ein solchermaßen als Textarbeit2 

etikettierter Sprachhandlungsansatz stellt das Verhältnis von möglichen 

Formen zum Erzielen potenzieller Wirkungen bzw. Funktionen in den Mit­

telpunkt der Betrachtung und geht auch umgekehrt von möglichen Absich­

ten des Textproduzenten aus, bestimmte Funktionen sprachlich zu realisie­

ren, und fragt daher nach den sprachlichen Formen, die das System zur 

Verfügung stellt.

Ein solch weites Feld bedarf der Einschränkung. Im politischen Sprach­

gebrauch beschränke ich mich auf eine Regierungserklärung und die Be­

richterstattung darüber in einer überregionalen Zeitung. Im grammatischen 

Bereich fokussiere ich die Modalitätsproblematik dahingehend, dass ich 

politische Geltungsansprüche auf ihre sprachliche Realisierung hin betrach­

te. Es geht am Beispiel typischer Kommunikationsanforderungen im Kon­

text politischen Sprachgebrauchs darum, wie die Modalität als „unter­

schwellige Informationsschicht in der Sprache" (Köller 1995: 39) den 

Geltungsanspruch einer thematischen Grundinformation qualifiziert. Es ist 

in der Forschung umstritten, auf welche sprachlichen Phänomene der Moda­
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litätsbegriff anwendbar ist (Begriffsumfang) und welche Charakteristika die 

sprachlichen Phänomene aufweisen müssen, die unter diesen Begriff fallen 

(Begriffsinhalt). Sicher scheint dagegen zu sein, dass der Modalitätsbegriff 

für alle pragmatisch orientierten Analysen von Kommunikationsprozessen 

grundlegend ist (vgl. Diewald 1999).

Ein motivationaler Gesichtspunkt für die Beschäftigung mit diesem 

Themenkomplex besteht unter didaktischen Gesichtspunkten darin, dass 

Jugendliche in der Sekundarstufe I (und zum Teil auch in Sekundarstufe II) 

in aller Regel noch ein ungetrübtes und prinzipielles Verlangen nach Wahr­

heit - um nicht zu sagen nach der Wahrheit - verspüren und von daher die­

ses Grundbedürfnis als Ausgangspunkt der Textanalyse und der Textpro­

duktion herangezogen werden kann.

Mit den folgenden Ausführungen wird ein sprachdidaktischer Vorschlag 

unterbreitet, dessen Ziel darin zu sehen ist, intuitives Handlungswissen 

ansatzweise in ein explizites Gegenstandswissen zu transformieren, indem 

Form-Funktions-Korrelationen an ausgewählten Sprachhandlungen im poli­

tischen Diskurs analysiert werden. Im Mittelpunkt steht die Frage, welche 

sprachlichen Realisierungsmöglichkeiten beim Vollziehen von Sprachhand­

lungen sprachsystematisch zur Auswahl stehen - also um den Geltungsan­

spruch bei Sprechhandlungen wie z.B. feststellen, mitteilen, behaupten, klarstel­

len, erklären, versichern, antworten, versprechen usw. Es geht um die 

Rekonstruktion von Mustern und Kommunikationsroutinen in einer be­

stimmten politischen Textsorte - hier der Regierungserklärung von Gerhard 

Schröder vom 29.10.2002 - vor dem Hintergrund der Modalitätsproblematik 

als einem Aspekt der Sprachbewusstheit3 im Deutschunterricht. Die hier als 

zentral erachtete Fragestellung ist kommunikativ-funktionaler Art und lau­

tet: Welche Möglichkeiten hat ein Sprecher, die jeweiligen Mitteilungsinhalte 

aus seiner Sicht zu qualifizieren?

3 Andresen/Funke (2003: 439) unterscheiden zwischen sprachlichem Wissen im Sinne von 

metasprachlichem Wissen (Fokussierung von strukturellen Aspekten) und dem Aus­

druck Sprachbewusstheit, der sich auf die Verfügbarkeit einer kognitiven Orientierung 

beim Sprachgebrauch bezieht, der also auf kognitive Aspekte von sprachlichen Erschei­

nungsformen gerichtet ist.

2 Grammatikdidaktische Verortung des Konzeptes

Theoretisch sind im Kontext des funktionalen Grammatikunterrichts zwei 

Sichtweisen denkbar: entweder geht man von einer (a) phänomen­

orientierten Variante eines funktionalen Grammatikunterrichts aus, indem 

grammatische Formen im Hinblick auf ihre Funktionalität untersucht wer­

den („Es gibt keine nackten Tatsachen, sondern nur semiotisch vermittelte 

Interpretationsperspektiven" Köller 1997: 32ff.), oder man fokussiert eine (b) 

sprachhandlungsorientierte Variante eines funktionalen Grammatikunter­

richts („Ausgangspunkt ist das Sprachhandeln selbst [...], dem im konkreten 
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Fall nicht nur eine Form gegenüber steht, genauso wenig wie eine sprachli­

che Funktion nicht immer nur mit einer Form erreicht werden kann"; Klotz 

1995: 5).

In dem hier vorgelegten sprachdidaktischen Konzept werden beide Zu­

gangsweisen gleichberechtigt gesehen. Grundsätzlich gilt jedoch zu beden­

ken: Bei der kategorialen Erschließung der Modalitätsproblematik können 

Schüler entweder - von Aussageformen, also von Phänomenen ausgehend - 

spezifische Ausdrucksmittel (Modusform des Verbs, Modalverben, modaler 

Infinitiv, Modaladverbiale, Modalwörter, Modalpartikeln) sammeln und 

ordnen, um sie in Beziehung zu Funktionstypen (Bestimmung des Konzepts 

Wissensqualität mit den Aspekten Wissensstatus und Verbindlichkeitsqualität 

(Zifonun/Hoffmann/Strecker 1997: 616ff.) zu setzen; oder sie können - vice 

versa - von Funktionstypen ausgehend auf die Suche nach Formulierungs­

beispielen im politischen Diskurs gehen. Der zweite Zugang hat den Vorteil, 

dass Schüler an ausgewählten Texten und ihrem Kontext sowie vorgegebe­

nen Sprachhandlungsfragestellungen grammatische Kategorien selbststän­

dig und zugleich geleitet erarbeiten und damit ihre Genese nachvollziehen 

können. Die Erarbeitung grammatischer Kategorien gilt als eine genuin 

didaktische Aufgabe (Eisenberg/Menzel 1995). Die Relevanz der Kategorien 

bei Sprachbetrachtung und Sprachproduktion ist in der Sprachdidaktik 

unbestritten. In diesem Sinne sind Wagenscheins Überlegungen zum geneti­

schen Lehren und Lernen zu sehen, die den Schülern nicht nur die Ergebnis­

se fachwissenschaftlicher Denkens präsentieren möchten, sondern auch die 

Fragen, die zu diesen Ergebnissen geführt haben. Der vorliegende Ansatz 

bemüht sich darum. Gelingt dies, so setzt ein solcher Deutschunterricht 

Ergebnisse der Grammatik in Beziehung zum Schreiben, zur Textanalyse 

und zur linguistisch begründeten Sprachkritik.

3 Sprachhandeln als Textarbeit im Fokus der Form-Funktions- 

Korrelation

Das Wechselspiel bzw. die Korrelation von Form und Funktion soll unter 

semantischen, pragmatischen, textuellen, kommunikativen und grammati­

schen Gesichtspunkten (Kategorien) transparent gemacht werden.4 Im Wei­

teren werden zunächst Textsortenaspekte unter dem Gesichtspunkt der 

Erledigung kommunikativer Routinen erörtert (Kap. 3.1), um im Anschluss 

4 Im Unterricht lernen Schüler relativ selbstständig („epistemisch" Klotz 1995a), aber 

auch geleitet, grammatische Kategorien (genetisches Lehren und Lernen) zu erkennen 

und anzuwenden. „Der Weg führt von der Erfahrung zur Vorstellung." Es wird dem­

nach ein funktionaler Grammatikunterricht angestrebt, der eingebettet in einen Spach­

handlungsansatz sich in konkreter Textarbeit manifestiert: „Bedeutsam ist also die 

Wahrung des Zusammenhangs von Handeln und Ergebnis einerseits und von Sprach­

gebrauch und grammatisch-textueller Abstraktion bzw. Modellbildung/Beschreibung ande­

rerseits (grammatisch-textuelles Handeln)" (Klotz 1995: 9).
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das Konzept der Textarbeit als didaktisches Prinzip damit in Verbindung zu 

bringen (Kap. 3.2). Die in diesem Kontext dargelegten Aspekte sollen dann 

unter einem speziellen Gesichtspunkt näher beleuchtet werden, der sich wie 

folgt formulieren lässt: Wie kann ein Redner seine Mitteilungsinhalte im 

Hinblick auf Geltungsansprüche qualifizieren? Zur Problematisierung dieser 

Frage kommen wir zu einem spezifischen Aspekt der Form-Funktions- 

Korrelationen, der Modalitätsproblematik (Kap. 3.3).

3.1 Textsorten als Muster kommunikativer Routinen

Ein Text als primäre sprachliche Handlungseinheit tritt immer als Repräsen­

tant einer bestimmten Klasse von Texten, sog. Textsorten, auf. Brinker defi­

niert Textsorten als „konventionell geltende Muster für komplexe sprachli­

che Handlungen" (Brinker 2001: 124). Mit Textsorten sind hier Er­

scheinungsformen von Texten gemeint, die durch bestimmte signifikante 

Eigenschaften (im Vergleich zu anderen Texten) zur Erledigung kommuni­

kativer Routinen charakterisiert sind und Aspekte der Konventionalität, 

Standardisiertheit, Stereotypie von Texten erfassen (vgl. Adamzik 1995: 30).

Josef Klein (2000) hat eine Textsortenklassifikation politisch relevanter 

Texte vorgelegt. Textsorten in der Politik werden dort nach Kriterien wie 

Sprachhandlungen/Textfunktionen, Emittent - Adressat sowie auch nach seman­

tischen, pragmatischen, rhetorischen und grammatischen Kriterien in einer 

Mehrebenenklassifikation eingeordnet (Textmusterwissen einer Sprachge­

meinschaft). Die hier relevante Textsorte der Regierungserklärung wird zur 

Textsortenklasse der politischen Rede gezählt. Ihr bestimmendes Merkmal im 

Vergleich zu anderen politischen Reden wie z.B. der Gedenkrede besteht dar­

in, dass sie dissensorientiert eingesetzt wird.

Wenn man versucht, mit Hilfe von Textsortenkriterien die Charakterisie­

rung von Regierungserklärungen oder anderen Textsorten zu präzisieren, so 

bezieht sich der Terminus Textsorte „auf Klassen von Texten, die in bezug 

auf mehrere Merkmale spezifiziert sind, die also auf einer relativ niedrigen 

Abstraktionsebene stehen" (Adamzik 1995: 30). Geht es der Texttypologie- 

Forschung „um systematische Klassifizierungen von Texten mittels univer­

sell anwendbarer wissenschaftlicher Kategorien", so richtet sich die Textsor- 

ten-Forschung „auf die Beschreibung einzelsprachspezifischer kommunika­

tiver Routinen" (Adamzik 1995: 30) und setzt meist die Textfunktion als 

wichtigstes Kriterium des Beschreibungsansatzes an. Daneben finden sich 

auch weitere Aspekte wie „Formen der thematischen Entfaltung, Arten der 

Kohärenzstruktur, sprachliche Gestaltung wie z.B. syntaktische und lexikali­

sche Mittel/Formulierungsstrategie/Stilebene, thematische Struktur, domi­

nante Texthandlungen" (Busse 2000: 658). Heinemann versucht anhand von 

vier Grundkonzepten den Textsortenbegriff zu präzisieren (vgl. Heinemann 

2000: 11 ff.): Textsorten als grammatisch geprägte Einheiten; Textsorten als 

semantisch-inhaltlich geprägte Einheiten; Textsorten als situativ determi­
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nierte Einheiten; Textsorten als durch die kommunikative Funktion deter­

minierte Einheiten.

Ich fasse hier Textsorte als Verbindung aus Ausdrucks- und Inhaltssystem 

sowie grammatischem System unter Berücksichtigung situationaler 

Gebrauchsfaktoren und charakterisiere in Anlehnung an Klein 2000 die 

Textsorte Regierungserklärung wie folgt:

• Es handelt sich um einen mündlich vorgetragenen Schrifttext von 

mittlerem bis großem Umfang.

• Emittent ist der Regierungschef oder ein Minister.

• Als Adressat gilt das Parlament und die Öffentlichkeit.

• Thematisch umfasst eine Regierungserklärung das Spektrum der Re­

gierungsvorhaben in der begonnenen Legislaturperiode gegebenen­

falls unter Einbezug der Anknüpfungsmöglichkeiten an Vorhaben 

der vergangenen Legislaturperiode.

• Erwähnung der politischen Gegenstände und die Ausführlichkeit der 

erwähnten Themenaspekte sind Ausdruck der Regierungsprioritäten.

• Die Grundfunktionen dieses Redetyps können als informierend und 

zugleich werbend beschrieben werden.

• Der Geltungsmodus der Regierungserklärung besteht emittentensei­

tig in einem hohem Maß an Selbstbindung (in relativer Abhängigkeit 

zur Konkretheit der Aussagen), und es entsteht die politische Ver­

pflichtung der politisch-institutionellen Adressaten zur zustimmen­

den oder ablehnenden Reaktion.

• Es handelt sich um einen gehobenen Sprachstil fachexterner Kommu­

nikation (zwischen Experten und „relativen Laien"). Es kann von ei­

nem Synkretismus aus relativ fachlicher Inhaltssemantik (relativ fach­

semantischem, bereichsspezifischem, bereichsfunktionalem Inhalts­

system) und Ausdruckssystem mit überregionaler Verstehensreich­

weite gesprochen werden.

• Die kommunikativen Funktionen des Inhaltssystems können mit Hil­

fe verschiedener Semantiken unterschiedlicher Fachspezifik beschrie­

ben werden (Ziel: mittlere Verstehbarkeit im Grade einer Vermitt­

lungssemantik).

• Je nach Breite des behandelten Themenspektrums ist mit einer Viel­

falt an ressortspezifischer Lexik zu rechnen.

3.2 Textdidaktische Perspektive: Mit Sprache handeln im Konzept der 

Textarbeit

Hier kann nur in aller Kürze der zugrunde gelegte textdidaktische Ansatz 

expliziert werden, der im Paradigma etablierter Forschungsansätze (vgl. z.B. 

Nussbaumer 1993, Scherner 1999) textinterne und textexterne Kriterien ver­

bindet und das kognitiv, grammatische, illokutive und gegebenenfalls pro- 

sodisch strukturierte Ergebnis einer - mündlich oder schriftlich realisierten - 



Form-Funktions-Analyse von Modalitätsaspekten 163

sprachlich-kommunikativen Handlung von Textverfassern zu erfassen ver­

sucht. Darüber hinaus sollte die Bezugnahme auf Kontexte und Adressaten 

manifestiert sein, ebenso wie die Basis für kognitiv und intentional struktu­

rierte Handlungen bei den Rezipienten. Folgende Aspekte der Textproduk­

tion und des Textverstehens sind hier relevant, „wenn der Text und ein Kopf 

Zusammenstößen":

„Der Textproduzent vollzieht eine komplexe Handlung [...] gegenüber dem Text­

rezipienten, indem er 1. ein bestimmtes kognitiv verfügbares Handlungsmuster 

aktiviert, indem er 2. eine Reihe von kognitiv verfügbaren Konzepten und Kon­

zeptrelationen aktiviert, indem er 3. eine Linearität verketteter sprachlicher Mittel 

erzeugt, von der er erhofft, daß ihre Verarbeitung beim Rezipienten die ge­

wünschte Handlung [und Bewusstseinsveränderung/Anm. E.F.] auslöst." 

(Scherner1997: 51)

Dazu benötigt der Textproduzent ebenso wie der Textrezipient Scherner 

zufolge drei Kenntnissysteme: das kulturspezifische Handlungssystem, Welt­

kenntnis und Sprachkenntnis. Der Rezipient andererseits erkennt in einem 

ersten Schritt aufgrund seiner Sprachkenntnis an einem Textexemplar die 

textgrammatische Kohäsion, um in einem zweiten Schritt die entsprechen­

den Konzepte mittels seiner Weltkenntnis („Horizont") zu aktivieren. Der 

Rezipient versucht in seiner Kognition Kohärenz in der durch die Vertex- 

tung aktivierten Konzeptwelt zu erzeugen. „Der dritte Schritt besteht darin, 

dass der Rezipient die Handlungszüge [...] erkennt [besser - zu erkennen 

glaubt/ Anm. E.F.], den der Textproduzent ihm gegenüber intendiert" - den 

sog. „kommunikativen Handlungssinn"(Scherner 1997: 52).

Im Konzept der Textarbeit wird Schreiben als Bewusstmachung von 

Formulierungstechniken zum Problemlosen (vgl. Antos 1981: 1988) verstan­

den, in welcher der Schreibprozess selbst beim Anfertigen und Überarbeiten 

von Texten zum Lerngegenstand erklärt wird (vgl. z.B. Feilke/Portmann 

1996). Das vorgeschlagene Schreibprojekt geht von der konkreten Sprach­

anwendung bzw. vom Sprachgebrauch (nicht vom Sprachsystem) aus und 

betrachtet Schwierigkeiten der Gültigkeit von Aussagen in politischen Tex­

ten im Sinne einer Interaktion von Autor-Text-Leser (vgl. Biere 1991). Denn 

die realisierten Ausdrucksformen als eine Wahl zwischen sprachlichen Mög­

lichkeiten sind für sich genommen wenig aussagekräftig und müssen durch 

pragmatische Kriterien auf den jeweiligen Anwendungsfall konkretisiert 

werden (vgl. Felder 1999). Als Leitfrage zur Reflexion der zu erstellenden 

Texte wird deshalb vorgeschlagen: Was vermag ein Sprecher bzw. Schreiber 

mit dem, was er äußert, bewirken - bei spezifischen Adressaten (Antizipati­

on der Erwartungshaltung und Rezeptionsmöglichkeiten) vor dem Hinter­

grund eines bestimmten kommunikativen Zwecks (Absicht des Emittenten) 

in gegebenem Zusammenhang an gegebenem Ort und zu gegebener Zeit?

Damit ergänzen pragmatische und kommunikative Aspekte die traditio­

nelle Forschungsarbeit, die sich wie folgt resümieren lassen: Jeder Produzent 

von Texten vollzieht mit der Sprachäußerung bestimmte Handlungen wie 

beispielsweise etwas erwähnen, erklären, berichten, zusammenfassen, mitteilen 
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oder etwas benennen, definieren, klassifizieren oder jmd. in etwas widersprechen, 

beipflichten oder etwas gutheißen, kritisieren, ablehnen oder etwas befürworten, 

postulieren oder jmd. etwas raten, nahe legen, empfehlen, vorschlagen usw. Um 

diese Sprachhandlungen verwirklichen zu können, formuliert man Texte mit 

beabsichtigten Text- und Wirkungsfunktionen, die in spezifischen Sprach­

verwendungssituationen je nach Adressatenkreis unterschiedlich wirken 

können (vgl. Nussbaumer 1993). Die erstellten Texte müssen üblichen Cha­

rakteristika der jeweiligen Textsorte (Bericht, Stellungnahme etc.) entspre­

chen. Zumeist verweisen sie zustimmend oder abgrenzend auf Texte ande­

rer Verfasser (Aspekt der Intertextualität) und werden vor dem Hintergrund 

von (Vor) Erfahrungen mit ähnlichen Texten wahrgenommen.

Feilke (2003: 136ff.) bezeichnet einen solchen Ansatz als Lesen durch 

Schreiben: „Lesen durch Schreiben, die Formulierung spielt mit dem gewohn­

ten Verständnis der Begriffe." Das Fesen folgt gewöhnlich dem Schreiben 

und nicht umgekehrt. Aber auf das Fesen kann ein Schreiben als Fortset­

zung der Auseinandersetzung mit dem „Impulstext" folgen. Dann wird das 

Schreiben selbst zu einer Form der Textaneignung im Paradigma von 

Sprachhandlungen als Textarbeit.

„Der Stoffwechsel einer lebendigen Schriftkultur ist intertextuell. Er besteht darin, 

dass ein Text eingebunden wird in den gesellschaftlichen Diskurs weiterer Texte 

zum Thema, in die eigene Textproduktion und in die eigene Wissens- und Ein­

stellungsstruktur" (Feilke 2003:136).

In diesen sprachlichen Tätigkeiten5 vollzieht sich die Aneignung der Texte, 

und die Schulung von produktiven Fähigkeiten fördert die sinnentnehmen­

de bzw. hermeneutische Eesekompetenz.6 Feilke referiert auf fachlich argu­

mentierende Texte, hier wird auf politisch argumentierende Texte Bezug 

genommen, die auf die Wiedergabe von vor-gedeutetem Fachwissen ange­

wiesen sind. Er erläutert:

5 Texte lesen und rezipieren ist ein Teil der Arbeit mit Texten, kurz der Textarbeit. Texte 

reduzieren, paraphrasierend wiedergeben, zusammenfassen, Wenn-dann-Verbindun­

gen erkennen, Implikationen benennen, Begriffsbestimmungen transparent machen, 

Thesen herausarbeiten, kommentieren, vergleichen, interpretieren, kritisieren.

6 „Die Aneignung von Fach- und Sachtexten zielt in besonderem Maße auf die Erweite­

rung und Änderung von Wissen. Das Lesen muss intertextuell vergleichend und kri­

tisch sein. Der Ernstfall dafür ist das Lesen wissenschaftlicher Texte, das in hohem Ma­

ße zugleich auch auf die Einbindung in die eigene weitere Textproduktion, das eigene 

Schreiben zum Thema zielt" (Feilke 2003:137).

„Das Fesen fachlich argumentativer Texte zielt in aller Regel nicht auf einen ein­

zelnen Text und das Verständnis genau dieses einen Textes. Anders als beim typi­

schen Fall belletristischen Eesens geht es um den Beitrag des Textes zu einem 

Problemverständnis, das erst aus dem Fesen verschiedener Texte zum selben 

Thema erwachsen kann. Belletristisches Fesen ist eher oberflächenorientiert, fach­

liches Fesen eher auf die Textbasis bezogen. Das Fesen ist eingebettet in eine Auf­

gabenstellung, die eine vom Einzeltext abgelöste Integration der Rezeption in ein 

übergeordnetes Schema der Problemdarstellung verlangt. Die Bildung eines sol­
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chen Schemas ist die schwierige Herausforderung für das fachliche Lesen. Sie ver­

langt die Auswahl, Verdichtung und Elaboration von Inhalten unter einer eige­

nen Perspektive. Genau dies wird durch das Schreiben eines eigenen Textes zum 

Thema unterstützt." (Feilke 2003:137)

In dem vorgestellten Konzept sollen sich Schüler schreibend sowohl dem 

Originaltext bzw. Impulstext (hier das Beispiel einer Regierungserklärung) 

als auch den in Bezug darauf entstehenden Sekundärtexten nähern, indem 

sie herausarbeiten, wie behauptete (explizit oder implizit) „Wahrheits-" und 

Gültigkeitansprüche des Primärtextes in Sekundärtexten aus Printmedien 

(politische Berichterstattung) aufgenommen und weiterverarbeitet werden. 

Es wird also folgendes Textkorpus zugrunde gelegt:

Primärtext: Regierungserklärung (Analyse im Hinblick auf Gel­

tungsansprüche)

Sekundärtext: Berichterstattung (inkl. Kommentierung) in Printmedien 

über die Rede

Tertiärtext: Schüler erstellen einen Sachtext über das Funktionspo­

tenzial verschiedener sprachlicher Formen am Beispiel 

der Texttransformation vom Originaltext zu Medientex­

ten.

3.3 Modalitätsproblematik: Gültigkeitsanspruch von politischen 

Aussagen

Mit dem Terminus Modalität werden verschiedene Begriffsvorstellungen 

verbunden. Konsens besteht darüber, dass es irgendwie um das Problem zu 

gehen scheint, wie Sachverhalte, Äußerungen oder Informationen verstan­

den, beurteilt oder eingeschätzt werden (vgl. Köller 1995: 39). Das Modali­

tätsproblem ist mit dem Wahrheitsproblem verschränkt. Dieser Umstand 

macht die Modalitätsproblematik für den Deutschunterricht besonders inte­

ressant. Gemäß dem Grundsatz, dass Wissen nur dann belebend sein kann, 

wenn es als Antwort auf eine wichtige Frage verstanden wird, geht es hier 

um die grundlegende Frage, wie verschiedenen Aussagen unterschiedliche 

Gültigkeitsimplikationen zugeschrieben werden können. Damit bewegt sich 

die Modalitätsproblematik im Spannungsfeld von Objektorientierung und 

Subjektorientierung beim Sprachgebrauch. Köller unterscheidet zwischen 

sachverhaltsorientierten und kommunikationsorientierten Modalitätsfor­

men, um deutlich zu machen, dass es sich nicht um zwei ganz unterschiedli­

che Typen von Modalität handelt, sondern um zwei unterschiedliche Ak­

zentsetzungen bei der modalen Spezifikation von Basisaussagen (vgl. Köller 

1995: 42). Das Spannungsverhältnis zwischen den Extrempunkten der Ob­

jekt- und Subjektorientierung kennzeichnet Köller (1995: 42) terminologisch 

durch die Begriffe Modifikation und Modalisation. Von der Modifikation einer 

Proposition (objektorientierte Modifikation) kann dann gesprochen werden, 

wenn durch eine Modalitätsform eine sachlich ungenaue Basisaussage hin­



166 Ekkehard Felder

sichtlich ihrer Gültigkeit modal präzisiert wird. Von der Modalisation einer 

Proposition (subjektorientierte Modalisation) spricht er dagegen dann, wenn 

der Textproduzent mit Hilfe einer Modalitätsform einen Sachverhalt aus 

seiner subjektiven Sichtweise modal zu spezifizieren und zu qualifizieren 

versucht. Somit klassifiziert Köller das Phänomen Modalität als eine „apriori­

sche Grundstruktur jeder natürlichen Sprache" (Köller 1995: 42):

„Um sich als polyfunktionales kognitives und kommunikatives Werkzeug flexibel 

zu halten, muß die natürliche Sprache einerseits Mittel ausbilden, um andere 

Sprachmittel auf der Sachebene semantisch zu modifizieren; andererseits muß sie 

aber auch Sprachmittel ausbilden, um auf der Beziehungsebene Sachinformatio­

nen aus der persönlichen Sicht des Sprechers modalisieren zu können. Kein Spre­

cher gibt sich mit der Aufgabe zufrieden, nur Sachinformationen zu vermitteln, er 

will diese immer auch beurteilen, kommentieren oder für bestimmte Zwecke in­

strumentalisieren." (Köller 1995: 42)

Die Vermittlung solcher Herangehens weisen kann dazu beitragen, Vorwis- 

sen oder intuitives Wissen zu ordnen oder ihnen eine prägnantere Gestalt zu 

geben und neue Denkhorizonte zu eröffnen. In neueren - vor allem semioti- 

schen - Ansätzen (Semiotik im Sinne der Lehre von den Zeichen als Mittel der 

Sinnkonstitution und Sinnzirkulation) wird die Verbindung des Modalitäts­

problems mit spezifischen Aussageintentionen eines Textproduzenten gese­

hen.

Legt man mit Köller (1988: 48) eine semiotische Perspektive auf den 

Grammatikbegriff, so interessieren grammatische Formen nicht nur als 

morphologische, sondern vor allem auch als kognitive und kommunikative 

Phänomene. Im Mittelpunkt steht damit die Frage nach den morphologi­

schen Realisationsweisen und pragmatischen Funktionen grammatischer 

Zeichen. Eine semiotisch interessierte Herangehensweise fokussiert Gram­

matik nicht nur als Gebilden- oder Formenlehre, sondern vor allem als 

Funktionslehre.7 Diese Sichtweise soll hier für den Deutschunterricht frucht­

bar gemacht werden. Ein semiotisch orientierter Grammatikbegriff erscheint 

insofern didaktisch sehr sinnvoll, als er die Form-Funktions-Korrelation in 

den Mittelpunkt des Interesses stellt und sowohl nach dem kognitiven Ge­

halt als auch nach den instruktiven Funktionen grammatischer Zeichen 

fragt. Damit wird die Kategorienbildung transparent gemacht und dem 

didaktischen Desiderat entsprochen, nicht Forschungsergebnisse zu präsen­

tieren, sondern im Rahmen einer didaktischen Modellierung der Problem­

stellung die ursprüngliche Fragestellung und die Genese der Kategoriener­

„Im Rahmen eines semiotisch transformierten Grammatikbegriffs macht die mangelnde 

Kongruenz zwischen morphologisch unterscheidbaren Sprachformen und grammati­

schen Kategorien keine prinzipiellen methodologischen Schwierigkeiten, weil der Beg­

riff des grammatischen Zeichens von vornherein auf den funktional orientierten Begriff 

der grammatischen Kategorie bezogen ist. Grammatische Kategorien bzw. grammati­

sche Zeichen etablieren sich für die Semiotik im Prinzip nicht durch dieselben Zeichen­

träger, sondern durch dieselben kognitiven Differenzierungsfunktionen bzw. durch die 

Konstitution derselben Zeichenobjekte" (Köller 1988: 49).
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arbeitung zu verdeutlichen. Ein solcher semiotisch orientierter Grammatik­

begriff regt dazu an,

„in weit gefächerte reflexive Denkprozesse einzutreten und das allgemeine 

Sprachbewußtsein so zu schärfen, daß die Sprache als Medium der Erkenntnis 

und des Denkens faßbar wird. Die organisierende und interpretative Funktion 

grammatischer Zeichen für lexikalische Zeichen muß thematisiert werden, und 

der Zusammenhang des kognitiven Gehalts grammatischer Zeichen mit ontologi­

schen Fragestellungen muß reflektiert werden. In jedem Fall zwingt die Frage 

nach den Funktionen grammatischre Zeichen auf der morphologischen, der se­

mantischen und der erkenntnistheoretischen Ebene dazu, in relationale Denkpro­

zesse einzutreten, die sich zwar methodisch regulieren und präzisieren lassen, de­

ren Spannweite und Bezüge aber prinzipiell nicht eingrenzbar sind." (Köller 1988: 

412)

Drei Sichtweisen auf Modalität bzw. die Modalitätsproblematik können 

diesen Denkansatz verdeutlichen (vgl. Köller 1995: 39): Wenn man einen 

ontologischen Denkhorizont zugrunde legt, dann interessiert man sich da­

für, ob die jeweils thematisierten Sachverhalte in das Reich der Wirklichkeit, 

der Möglichkeit oder der Notwendigkeit fallen. Geht man die Modalitäts­

problematik denkpsychologisch an, so steht die Frage im Mittelpunkt, mit 

welchen Denkperspektiven bzw. mit welchen Geltungsansprüchen ein 

Sachverhalt sprachlich objektiviert wird. Eine kommunikative Sichtweise 

auf Modalität thematisiert die Möglichkeiten des Textproduzenten, den 

jeweiligen Mitteilungsinhalt aus seiner Sicht zu kommentieren oder zu qua­

lifizieren.

3.3.1 Von den Modalitätsformen zu den Funktionen im Text

Als relevanter Prüfstein aller Modalitätstheorien gelten die Fragen, welche 

sprachlichen Phänomene man zu dieser Kategorie rechnet und wie man das 

Funktionspotenzial der einzelnen Modalitätsformen voneinander abgrenzt. 

Zum Feld der Modalität im engeren Sinne zählen Modusformen des Verbs, 

Modalverben, modale Infinitive, Modaladverbiale bzw. Modalsätze, Mo­

dalwörter, Modalpartikeln, aber auch durch Wortwahl, Prosodie und vor 

allem durch Gestik und Mimik lassen sich Aussagen modifizieren, womit 

gesagt sein soll, dass neben den sprachlichen auch die nicht-sprachlichen 

Mittel in einem Grundwissenskonzept erwähnt werden müssen, da sie die 

sprachlichen sowohl verstärken als auch relativieren (vgl. Klotz 1991: 500).

Diese Einteilung bezeichnet Köller als praktikabel, aber nicht als selbst­

verständlich oder als zwingend.8 Er schlägt die folgende übergeordnete 

„Wenn man nämlich davon ausgeht, daß all die sprachlichen Formen zur Modalität 

gehören sollen, die metainformativ eine andere Information qualifizieren, dann könnte 

man auch die Tempusformen des Verbs, die verschiedenen Negationsformen der Spra­

che, die Kasusformen des Substantivs, die verschiedenen Adverbiale und Attribute, die 

unterschiedlichen Sprechakttypen u.v.a.m. zum Feld der Modalität rechnen. Diese
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Frage vor: Welche sprachlichen Phänomene qualifizieren metainformativ 

eine andere Information?

Im kommunikativen Bereich interessiert vor allem die Aussagemodifizie­

rung, dafür gilt es Proposition (Satzinhalt) und Illokution (Sprachhandlung) 

und Sprechereinstellung herauszuarbeiten. Im Folgenden wird der Blick­

winkel nicht von den Formen zu den Funktionen in Mittelpunkt gestellt, 

sondern - um das eigentliche Anliegen des hier vorgestellten Ansatzes zu 

verdeutlichen - wird in dem folgenden Kapitel Von Funktionstypen zu den 

sprachlichen Realisierungsformen (Kap. 3.3.2) die Funktionsbestimmung als 

Ausgangspunkt gewählt.

3.3.2 Von Funktionstypen zu den sprachlichen Realisierungsformen

Der Weg über die Funktionen hin zu den Formen ist meiner Einschätzung 

nach ein selten gegangener Weg im Deutschunterricht. Das hängt zum einen 

damit zusammen, dass der Deutschlehrer sich im Bereich Grammatik be­

sonders gut auskennen muss, da es nur wenige Materialien für den Schulbe­

reich gibt, die diesen Weg bestreiten. Im Weiteren wird ausschließlich das 

didaktische Potenzial eines solchen Konzepts vorgestellt, es handelt sich 

dabei nicht um methodische Vorschläge. Die Transformation des Konzepts 

in Bezug auf Unterrichtsbedingungen müsste je spezifisch vorgenommen 

werden. Übergeordnete Leitfragen könnten folgendermaßen lauten:

• Welche Formulierungsalternativen kreieren ähnliche, aber anders ge­

artete Wirklichkeiten?

• Wer behauptet die Gültigkeit einer Aussage?

• Wer wird zu bestimmten Handlungen/Verhaltensweisen auf gefor­

dert?

• Wer soll Verpflichtungen eingehen, und wer geht tatsächlich Ver­

pflichtungen ein?

• Wie konkret wird die Gültigkeit von Sachverhalten formuliert?

• Mit welcher Sicherheit ist bei der Realisierung von Vermutungen zu 

rechnen?

Sprachhandlungen bzw. Textfunktionen (zur Abgrenzungsproblematik vgl. 

Felder 2003: 63) lassen sich nur bedingt kategorisieren. Die IDS-Grammatik 

bezeichnet die mit einer Proposition verbundene semantische Grundlage 

(Welt- und Handlungswissen) als Wissensqualität. Zifonun/Hoffmann/Stre­

cker (1997: 616) fassen Formtypen mit ähnlichen Formtypbedeutungen zu 

Funktionstypen zusammenfassen. Funktionstypen als einem spezifischen 

Modus, z.B. Aufforderungsmodus, können demnach aus unterschiedlichen 

Formtypen mit annähernd gleichen Formtypbedeutungen gebildet werden. 

Die IDS-Grammatik hat dazu das Konzept der Wissensqualität vorgeschlagen

Ausweitung des Modalitätsbegriffs ist theoretisch nicht absurd, aber praktisch nicht 

opportun, weil das Modalitätsfeld dann sehr unübersichtlich würde" (Köller 1995: 40). 
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und unterscheidet dabei zwei Aspekte: Wissensstatus (vgl. Zifo- 

nun/Hoffmann/Strecker 1997: 618) und Verbindlichkeitsqualität/Geltungs- 

anspruch (vgl. Zifonun/Hoffmann/Strecker 1997: 623).

Die charakteristische Wissensqualität besteht in diesen beiden Aspekten, 

die ihrerseits den Handlungscharakter von Äußerungen bestimmen, soweit 

dies typbezogen möglich ist:

1) Dem Wissensstatus  der ausgedrückten Proposition p; mit ihm wird 

darauf abgehoben, wofür bzw. für welche Wissensbestände die aus­

geführte Proposition zu gelten hat. Wissensstatus bezieht sich letzt­

lich auf den Weltausschnitt (Realität, mögliche Welt), für den die je­

weilige Proposition gilt

9

2) Der generellen Verbindlichkeitsqualität, mit dem dieses Wissen vom 

Textproduzenten geäußert wird; mit ihr wird auf den Geltungsan­

spruch, den die ausgedrückte Proposition bezüglich der einschlägi­

gen Wissensbestände haben soll, abgehoben.

9 Der mit einer Äußerung verbundene Wissensstatus eröffnet Sprecher und Adressat 

folgende Möglichkeiten: (a) Sie betrachten die ausgedrückte Proposition p unter dem 

Gesichtspunkt ,so (wie p besagt) ist es'. - Dies tun sie bei Aussage und Frage, (b) Sie be­

trachten p unter dem Gesichtspunkt ,so (wie p besagt) sei es'. - Dies tun sie bei Auffor­

derung, Heischen und Wunschbekundung, (c) Sie betrachten p unter dem Gesichts­

punkt ,dass es so (wie p besagt) ist, ...' - Dies tun sie beim Ausruf.

10 „Im Kundgabewissen [...] wird ebenfalls ein nicht repräsentativer Zugang zu einer 

bestimmten Art von Wissen eröffnet, indem der Sprecher - wieder ausgehend von als 

im gemeinsamen Wissen etabliert unterstellten Sachverhaltsentwürfen - eine bestimmte 

Bewertung dieser Sachverhalte bekundet, und zwar eine Bewertung als hinsichtlich be­

stimmter Sachverhaltsaspekte über die Erwartungen hinausgehend oder exzeptionell. 

Dieser Bewertung wird vom Sprecher her gesehen nicht repräsentiert, sondern eben be­

kundet, also,gezeigt'." (Zifonun/Hoffmann/Strecker 1997: 620)

(1) Bei Wissensstatus mit der Unterscheidung repräsentatives Wissen, Erfül­

lungswissen und Kundgabewissen werden hier aus Vereinfachungsgründen 

nur die ersten beiden übernommen. Die Kategorien repräsentatives Wissen 

und Kundgabewissen10 werden hier zusammengefasst, da in beiden Fällen der 

Sprecher von der Geltung von p ausgeht (ob vom Sprecher als subjektive 

Meinungsbekundung wie bei der Kategorie Kundgabewissen etikettiert oder 

ob als intersubjektiv akzeptiertes Wissen über Sachverhalte vom Sprecher 

behauptet wie bei der Kategorie repräsentatives Wissen), während bei Erfül­

lungswissen die Geltung von p in der Zukunft liegt und erst herbeigeführt 

werden soll.

a) „Repräsentatives Wissen [...] ist Wissen über Sachverhalte, die ihren 

Sitz in der vorfindlichen Welt haben oder die zumindest, wie Propo­

sitionen modalen Charakters, von der vorfindlichen Welt erschlossen, 

d.h. zugänglich gemacht werden" (Zifonun/Hoffmann/Strecker 

1997: 619).
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b) „Erfüllungswissen [...] besteht im Wissen über die Herbeiführung 

von Sachverhalten, die zunächst nicht als vorfindliche zu betrachten 

sind. Das heißt, bei der Wissensqualität ,so sei es' müssen Sprecher 

und Hörer sich darauf einlassen, kognitiv und gegebenenfalls dann 

auch handlungsbezogen, ausgehend von (als vorfindlich angenom­

men) Sachverhaltsentwürfen, Wege oder Übergänge zu anderen 

Sachverhaltsentwürfen zu gehen bzw. gedanklich nachzuvollziehen, 

die zunächst nicht als vorfindlich zu betrachten sind" (Zifo- 

nun/Hoffmann/Strecker 1997: 619f.).

(2) Die Verbindlichkeitsqualität bezieht sich auf die ausgedrückte Ge­

samtproposition. Mit der Verbindlichkeitsqualität wird in das bisher noch 

auf interaktiv neutrale Wissensbestände abhebende Konzept außerdem der 

Handlungsbezug eingebracht. Die Verbindlichkeitsqualität kann als ,ich 

sage das' bzw. ,ich sage das nicht' ausgelegt sein. Durch diese Alternative 

werden jeweils unterschiedliche interaktive Rollen von Sprechern und Ad­

ressaten spezifiziert, die jedoch auch durch den Status des angesprochenen 

propositionalen Wissens mitbestimmt sind. Mit der Alternative ,ich sage 

das' geht der Sprecher eine jeweils statusabhängige spezielle Verbindlichkeit 

ein: Bei repräsentativem Wissen muss der Sprecher im Falle positiver Quali­

tät dafür einstehen können oder glaubhaft machen können, dass ,es so ist, 

dass p', gegebenenfalls sich auch dafür verbürgen können bzw. begründen 

können, warum ,es so ist, dass p'. Bei Erfüllungswissen muss der Sprecher 

im Anspruch ,ich sage das' legitimieren können, warum ,es so sei, dass p' 

und gleichzeitig für die prinzipielle Gangbarkeit des Weges, die Erfüllbar­

keit des ,es so sei, dass p' einstehen können (vgl. Zifonun/Hoffmann/Stre­

cker 1997: 623).

Diese Differenzierung kann hier nicht weitergehend diskutiert werden, 

sondern soll in Form von eigenen Funktionstypbeschreibungen verdichtet 

werden. Diese Analysekriterien können als Suchraster die Textanalyse er­

leichtern helfen (vgl. u.a. Köller 1995: 42 ff., Hundt 2003).

Der folgende Katalog an Funktionstypen (verstanden als Zusammenspiel 

von Proposition, Sprachhandlung/Textfunktion und Sprechereinstellung) 

bilden die Analysekriterien:

Typ 1: Keine Verweisfunktion auf denjenigen, der die Äußerung als fak­

tisch darstellt: Behauptet der Sprecher oder ein Fremdassertor die 

Faktizität einer Aussage? (Nicht-Benennung der Instanz, die die 

Faktizität der Proposition behauptet).

Typ 2: Verweisfunktion auf eine andere Instanz (explizit oder implizit), 

die die Faktizität der Proposition behauptet (z.B. Konjunktiv I): 

Abhängigkeitssignal, Distanzsignal, Hypothesesignal, Zitiersignal, 

Raffsignal, Interpretationssignal etc.

Typ 3: Verweisfunktion auf nichterfüllte Bedingungen, so dass die Be- 

hauptbarkeit der Proposition nicht sinnvoll erscheint (Kasper 

1987) und damit die Nichtfaktizität der Proposition deutlich wird 
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(z.B. Konjunktiv II) wie z.B. Skepsissignal, In-Frage-Stellung der 

aktuellen Faktizität oder Gültigkeit eines Sachverhalts (bis hin zur 

Negierung), Abschwächung der Direktheit einer Aufforderungs­

handlung, Behauptung usw.

Typ 4: Einflussmöglichkeit und damit Verantwortlichkeit für den vom 

Infinitiv benannten Prozess: Ist der vom Infinitiv benannte Prozess 

dem Subjekt im Sinne einer Fähigkeit, einer Notwendigkeit, einer 

Verpflichtung, einer Erlaubnis usw. zuzuordnen? Folgende Zu­

ordnungen sind denkbar:

• Die jeweilige Subjektgröße hat einen konstitutiven Einfluss auf die 

Zuordnung (Modalverb-Beispiel wollen, mögen)

• Die Zuordnung ist ihr von außen auferlegt (müssen, sollen, dürfen)

• Beide Einflussfaktoren überlagern sich bei der Zuordnung. Das 

Modalverb können beispielsweise weist verschiedene Lesarten auf: 

z.B. bei der Fähigkeitslesart von können - x verfügt über die Fähig­

keit - ist die Modalisierungsquelle das Subjekt; bei der deonti- 

schen Lesart - x hat die Erlaubnis - oder bei der alethischen - x 

hat die logische/faktische Möglichkeit - liegt die Modalisierungs­

quelle außerhalb des Subjekts.

Typ 5: Apodiktischer Wahrheitsanspruch einer Aussage auf Grund von 

logischen Schlussfolgerungen aus Prämissen: In allen möglichen 

Welten gilt diese Proposition aus rein logischen, begriffsdefinitori- 

schen Gründen (alethisch-logische Modalität).

Typ 6: Allgemeiner Wahrheitsanspruch einer Aussage: Sie ist an die fak­

tische Gegebenheit der jeweiligen Bezugswelt, der jeweiligen 

möglichen Welt gebunden, die den semantischen Bezugsrahmen 

für die Interpretation aller Sätze abgibt (alethisch-faktische Moda­

lität).

Typ 7: Sicherheitsgrad einer Aussage: Es geht um die Faktizitätsbewer­

tung im Sinne der Sprechereinstellung zu Propositionen, um das 

Äußern von Vermutungen, von Zweifeln, um das Distanzieren 

von Behauptungen, um deiktische Verweise auf andere wie in Typ 

2 (Diewald 1999), die etwas behaupten wie z.B. es wird vermutet, 

erwartet, es ist wahrscheinlich (epistemische Modalität).

Typ 8: Pflichtimplikationen einer Aussage: Wenn ein irgendwie gearteter 

Zwang vorliegt, wird mit deontisch verwendeten Modalisie- 

rungsmitteln auf normative Redehintergründe verwiesen wie z.B. 

es ist erlaubt, verboten, indifferent (deontische Modalität).

Typ 9: Intentionen, Wünsche, habituelle Vorlieben: Die Quelle der Moda- 

lisierung ist im Subjekt angesiedelt, welche diese versprachlicht 

(volitive Modalität).

Typ 10: Einem Subjekt werden bestimmte Eigenschaften oder Fähigkeiten 

zugesprochen (dispositionelle Modalität).
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Typ 11: Wertimplikationen einer Aussage (evaluative Modalität).

Typ 12: Zeitliche Gültigkeit einer Aussage (temporale Modalität).

4 Exemplifizierung: Regierungserklärung und Rezeption in 

Printmedien

Als Textbeispiel wird die Regierungserklärung von Bundeskanzler Gerhard 

Schröder vor dem Deutschen Bundestag am 29. Oktober 2002 in Berlin mit 

dem Titel „Gerechtigkeit im Zeitalter der Globalisierung schaffen - für eine Part­

nerschaft in Verantwortung" gewählt [URL: http://www.bundesregierung.de 

(25.02.2005)]. Ausgehend von den in Kapitel 3.3.2 angeführten Funktionsty­

pen können nun Textbeispiele für die jeweiligen Funktionstypen aus der 

Regierungserklärung von Bundeskanzler Gerhard Schröder vom 29.10.2002 

aufgespürt werden. Dies geschieht mit dem Ziel, die jeweilige Formulie­

rungsform genauer zu betrachten und mit ähnlichen Formulierungsmög­

lichkeiten hinsichtlich eines geänderten Wirkungspotenziales zu kontrastie­

ren. Im Folgenden kann aus Platzgründen das Funktionspotenzial weniger 

Beispiele nur angedeutet werden.

(Beispiel 1)

„Sozialdemokraten und Bündnis 90/Die Grünen haben am 22. September von 

den Wählerinnen und Wählern den Auftrag zur weiteren sozialen und ökologi­

schen Erneuerung unseres Landes erhalten. Ich habe schon gelegentlich feststel­

len müssen, dass Sie das vielleicht ein bisschen anders erwartet hatten. Aber 

nehmen Sie zur Kenntnis: Sie saßen auf der Oppositionsseite, Sie sitzen da und 

Sie werden da sitzen bleiben."

In dem ersten Satz mit der Konstruktion einen Auftrag erhalten weist das 

Verb eine passivähnliche Semantik auf. Das Subjekt des Satzes „Sozialde­

mokraten und Bündnis 90/Die Grünen" übernimmt eine semantische Rolle, 

die gewöhnlich Dativobjekten zukommt, nämlich die Rezipientenrolle. A- 

gens dieses Satzes sind die „Wählerinnen und Wähler". Anstelle einer mög­

lichen Formulierung wie z.B. haben bei den Bundestagswahlen eine Mehrheit 

erlangt und können daher den Auftrag zur Regierungsbildung beanspruchen mit 

der Betonung des Sachverhalts, dass „Sozialdemokraten und Bündnis 

90/Die Grünen" schließlich aktiv um die Gunst der Wähler geworben ha­

ben, wird mit dieser Formulierung der Fokus darauf gelenkt, dass die neue 

Bundesregierung um die Übernahme der Verantwortung „von den Wähle­

rinnen und Wählern" gebeten wurden. Durch diese Satzstellung wird sug­

geriert, es gäbe einen identifizierbaren Wählerinnen- und Wähler-Auftrag, 

welcher der im Folgenden als Regierungsvorhaben entworfenen Program­

matik entspräche und den Inhalt damit als vom Wählervolk gewünscht 

legitimierte. Die Verantwortung für die entworfene Regierungsprogramma­

tik wird somit als Verpflichtung den Wählerinnen und Wählern gegenüber 

modelliert.

http://www.bundesregierung.de
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Der zweite Satz dieses Beispiels mit der Formulierung „ich habe schon gele­

gentlich feststellen müssen, dass ..." arbeitet damit, dass die Satzaussage als 

intersubjektive Feststellung erscheint, die anscheinend nicht Schröders sub­

jektiver Wahrnehmung unterliege (Funktionstyp 4). Vielmehr erscheint 

durch das Modalverb müssen die Zuordnung des vom Infinitiv benannten 

Prozesses (etwas feststellen) als nicht vom Sprechersubjekt (ich = Schröder) 

abhängige Größe, sondern als von außen auferlegt (Eindruck der intersub­

jektiven Gültigkeit). Eine Formulierung vom Charakter ich habe festgestellt 

würde im Unterschied dazu die Aussage als eine rein subjektive erscheinen 

lassen und damit ihr nur begrenzte Gültigkeit zuschreiben („einfache" Mei­

nungsäußerung einer einzelnen Person). Die Reflexion weiterer Formulie­

rungsalternativen unter Beachtung der potenziellen Wirkungen ist für die 

Form-Funktions-Korrelation von Modalitätsaspekten erhellend und fördert 

Sprachbewusstheit.

Die modalen Aspekte dieses Satzes (neben dem Modalverb auch ausge­

drückt durch Adverbiale gelegentlich und Modalpartikel schon) erwecken den 

Eindruck, Schröder werde wider Willen von außen zur Kenntnisnahme der 

von ihm behaupteten unerfüllten Oppositionserwartung gedrängt, wenn 

nicht sogar gezwungen. Diese vermeintliche Nötigung der Kenntnisnahme 

gibt es selbstredend in dieser Form nicht und kann hier als ironisch klassifi­

ziert werden.

(Sekundärtextbeispiel aus der Berichterstattung in der Süddeutschen Zeitung vom 

30. Oktober 2002, S. 3)

„In den ersten zehn Minuten seiner Autorenlesung wendet sich Schröder doch 

dreimal von seinem Regierungskatalog ab und der Opposition zu. Dies geschieht 

jedes Mal zum Zwecke der leichten Verhöhnung von Union und FDP. Er reibt ih­

nen hin, dass sie die Wahl verloren und dies noch nicht verwunden haben. Mit 

Blick auf die Oppositionsbänke ruft er: ,Sie saßen da, Sie sitzen da, Sie werden da 

sitzen bleiben.' Zwar stimmt es, dass die da unten immer noch an der Niederlage 

beißen. Aber es stimmt auch, dass der da oben es nicht lassen kann, seinen scha­

denfreudigen Triumph öffentlich auszuleben."

Das von Bundeskanzler Schröder vollzogene Sprachhandeln wird von der 

Süddeutschen Zeitung als „Verhöhnung" etikettiert. An diesem Beispiel kann 

- ungeachtet der Tatsache, ob man die Deutung teilt oder nicht - das Ver­

hältnis von Primärtext und Sekundärtext exemplarisch verdeutlicht werden. 

Da wir als Rezipienten politischer Geschehnisse selten den Primärtext mit 

seinen vielfältigen Interpretationsmöglichkeiten zur Kenntnis nehmen, sind 

wir in besonderem Maße den Vorab-Deutungen der Sekundärtexte „ausge­

liefert", die ihrerseits eine relative Neutralität beanspruchen. Diese Deu­

tungshoheit der Verfasser von Sekundärtexten soll im Konzept der Textar­

beit im Hinblick auf die Modalitätsproblematik bei der Produktion eines 

Tertiärtextes kritisch diskutiert werden.
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(Beispiel 2)

„Die Menschen in Deutschland wissen, dass wir in wirtschaftlich schwierigen 

Zeiten leben."

Die Aussage im Trägersatz lässt sich dem ersten Funktionstyp Nicht- 

Benennung der Instanz, die die Faktizität der Gesamtproposition behauptet zuord­

nen. Der Sprecher verweist nicht auf denjenigen, der die Faktizität des Mat- 

rixsatzes behauptet. Bei jeder einfachen Behauptung ist allerdings bereits die 

Verwendung des Indikativs ausreichend, um den im Satz ausgedrückten 

Sachverhalt als durch den Sprecher behauptet zu verstehen. Wenn jemand 

also einen Satz im Indikativ äußert, dann muss er ihn zugleich behaupten. In 

Schröders Behauptung, dass die Menschen etwas wissen, gibt er eine 

epistemische propositionale Einstellung zu erkennen, er vollzieht eine asser- 

tive Sprecherhandlung und legt sich fest („Verbindlichkeitsqualität"). Rheto­

risch setzt die Formulierung darauf, dass „wissen" als faktives Verb die 

Geltung des Gewussten (die Proposition im Nebensatz) präsupponiert. Un­

abhängig davon, ob die Menschen tatsächlich das im Nebensatz Ausge­

drückte „wissen" oder auch „nicht wissen" (also die Behauptung teilen), es 

soll in jedem Fall als gültig erscheinen. Die Gesamtaussage erhält dadurch 

einen intersubjektiveren Charakter des einhelligen Konsenses.

Folgende alternative Formulierung wären auch denkbar: Ich weiß, dass die 

Menschen um die wirtschaftlich schwierigen Zeiten wissen. Eigentlich und kor­

rekterweise müsste dieser Umstand mit Hilfe von epistemischen Modalisie- 

rungsmitteln (Funktionstyp 7) formuliert werden im Sinne von Ich vermu- 

te/glaube/bin der Auffassung, dass die Menschen in Deutschland wissen, in welchen 

... Zeiten wir leben. Die hier tatsächlich realisierte Formulierung basiert auf 

einer alethisch-faktischen Modalisierung (Funktionstyp 6) und dient 

vermutlich der beabsichtigten Funktionswirkung, einen allgemeinen Wahr­

heitsanspruch der Aussage zu behaupten (zusätzlich Funktionstyp 2 Ver­

weisfunktion auf eine andere Instanz (hier explizit), die die Faktizität der 

Proposition behauptet). Darüber hinaus wird die Etikettierung als „wirtschaft­

lich schwierige Zeiten" nicht zur Disposition gestellt, sondern als intersub­

jektiv unumstritten dargestellt. Dies dürfte dem Ziel dienen, die vermeintli­

chen oder tatsächlichen Grenzen seiner eigenen Handlungsmöglichkeiten 

deutlich werden zu lassen. Die in der Folge vorgeschlagene Programmatik 

erhält insofern den Charakter der einzig sinnvollen Handlungsoption (und 

damit eine Art „höhere Legitimität"), als die der Entscheidung zugrunde 

liegenden Umstände als von außen vorgegeben und vom Sprecher nicht 

beeinflussbar und verantwortbar dargestellt werden.

Hundt arbeitet Möglichkeit als Grundkategorie der alethischen Modalität 

heraus:

„Bezogen auf unsere Fragestellung stellt die alethische Modalität die Basis für alle 

anderen Modalitäten dar. Hier geht es darum, die Faktizität einer Proposition 

skalar einzustufen. Von Wright nennt auf dieser Skala vier Punkte: notwendig, 

möglich, kontingent und unmöglich. Basisbegriff der alethischen Modalität ist 

Möglichkeit'. Aus ihm heraus werden alle anderen abgeleitet. Möglichkeit' als 
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Begriff ist axiomatisch gesetzt (von Wright 1951: 8). Übersetzt in den Bereich der 

Faktizitätsbewertung durch einen Sprecher bedeutet dies: Er kann eine propositi- 

onale Einstellung äußern, mit der er bekundet, für wie wahrscheinlich er es hält, 

dass der in der Proposition geäußerte Sachverhalt zutrifft oder nicht. Dieses Be­

kunden ist als Sprechhandlung zu verstehen, mit der in gradierbarer Form etwas 

über Wahrheitswerte ausgesagt werden kann. Wenn +1 für ,notwendigerweise 

wahr' und -1 für .notwendigerweise falsch' steht, sind alle Zwischenpositionen 

denkbar und auch mit Hilfe der unterschiedlichsten sprachlichen Mittel tatsäch­

lich realisierbar." (Hundt 2003: 349)

(Beispiel 3)

„Die Bundesregierung hält an dem Ziel fest, bis 2006 einen ausgeglichenen Bun­

deshaushalt zu erreichen."

Die Behauptung an einem Ziel festhalten unterscheidet sich von einem mögli­

chen Versprechen und der damit einher gehenden Selbstverpflichtung im 

Sinne von 2006 legen wir einen ausgeglichenen Bundeshaushalt vor. Eine solche 

alethisch-faktische Formulierung mit vorlegen wäre an die faktische Gege­

benheit der jeweiligen Bezugswelt, der jeweiligen möglichen Welt gebun­

den, die den semantischen Bezugsrahmen für die Interpretation aller Sätze 

abgibt (Funktionstyp 6). Es würde sich dann die Frage der Verantwortung 

für die Rahmenbedingungen der zu konstituierenden Bezugswelt stellen. 

Eine solche Verantwortung abzustreiten ist möglich, bringt aber den Nach­

teil mit sich, gleichermaßen die eigene begrenzte Handlungsfähigkeit zu­

zugeben. Schröder wählt hier unverbindlicher volitive Modalisierungsmittel 

(Funktionstyp 9), die Quelle der Modalisierung ist im Subjekt angesiedelt. 

Alternative Formulierungen wie z.B. wir haben die Absicht klingen gegebe­

nenfalls unverbindlicher als die gewählte Formulierung „Die Bundesregie­

rung hält an dem Ziel fest". Bei möglichen Formulierungsalternativen in 

Bezug auf Verbindlichkeit sieht sich der Sprecher einer Gratwanderung 

zwischen Unverbindlichkeit (= Belanglosigkeit) und Selbstverpflichtung (= 

Übernahme der Verantwortung bei Nichteinhaltung) konfrontiert.

(Sekundärtextbeispiel aus der Berichterstattung in der Süddeutschen Zeitung vom 

30. Oktober 2002, S. 1)

„Die Regierung sei bestrebt, im Jahr 2006 einen ausgeglichenen Haushalt vorzu­

legen."

Intertextuell ist bei dieser im Sekundärtext vorgenommenen Paraphrasie­

rung des Primärtextes anzumerken, dass die Kollokation bestrebt bzw. bemüht 

sein ... zu ... in Arbeitszeugnissen als eine verklausulierte Formulierung 

dafür gilt, dass der Beurteilte zwar über den Willen, aber gleichzeitig nur 

über die eingeschränkte Fähigkeit zur Verwirklichung des formulierten 

Sachverhalts verfügt. Ob dies den Textverfassern des Sekundärtextes be­

wusst war, kann natürlich nicht beantwortet werden, genauso wenig wie die 

Frage, wie viele Leser dieser Zeitungsformulierung über diese tacit know- 

ledge der Arbeitszeugnissprache verfügen bzw. bei der Lektüre die entspre­

chende Assoziation herstellen.
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5 Schlusswort

Das vorgestellte Konzept der Textarbeit unter besonderer Berücksichtigung 

von Geltungsansprüchen im politischen Sprachgebrauch im Spiegel der 

Modalitätsproblematik will ich mit Hilfe von vier Punkten zusammenfassen:

1) Die Arbeit mit Texten sollte im Deutschunterricht verstärkt aus dem 

Blickwinkel der Sprachhandlungen bzw. Textfunktionen im Kontext 

spezifischer Textsorten als Aggregate kommunikativer Routinen be­

handelt werden. Ziel des Beitrages ist es, Lernenden deutlich zu ma­

chen, dass zum Vollziehen bestimmter Sprechhandlungen verschie­

dene sprachliche Formen möglich sind und dass umgekehrt 

bestimmten sprachlichen Formen nicht immer eindeutig und zwei­

felsfrei bestimmte Funktionen zugeschrieben werden können. Somit 

wird die Form-Funktions-Korrelation explizit zum Unterrichtsge­

genstand erklärt und ein Bewusstsein dafür geschaffen, dass Wirk­

lichkeiten stets in Texten medial vermittelt sind (denk- und wahr­

nehmungspsychologischer Aspekt) und kommuniziert werden 

(kommunikativer Aspekt) und nicht nur auf einer ontologischen Ebe­

ne zu diskutieren sind. Dieser Aspekt ist grundlegend bei der Be­

trachtung politischen Sprachgebrauchs wie auch bei der Beschäfti­

gung mit grammatischen Phänomenen wie z.B. der Modalitäts­

problematik. Eine grundlegende Arbeitsfrage lautet: Welche sprach­

lichen Phänomene qualifizieren metainformativ eine andere Infor­

mation?

2) Das hier verfolgte Konzept der Textarbeit betrachtet das Schreiben 

(genauer das Verfassen eines Tertiärtextes als Reaktion auf das Zu­

sammenspiel von Primär- und Sekundärtext) als eine Form der Text­

aneignung. Die diskursive Auseinandersetzung einer lebendigen 

Schriftkultur ist genuin intertextuell angelegt, ein Text ist stets einge­

bunden in den gesellschaftlichen „Diskurs" weiterer Texte zum The­

ma ebenso wie in die eigene Textproduktion und in die eigene Wis­

sens- und Einstellungsstruktur. In diesen sprachlichen Tätigkeiten 

vollzieht sich die Aneignung von Texten, das soll als Zielkorridor die­

ses Ansatzes deutlich werden. Die Schulung dieser produktiven Fä­

higkeiten fördert die sinnentnehmende bzw. hermeneutische Lese­

kompetenz.

3) Die konkrete Fragestellung für eine solche Vorgehensweise im 

Deutschunterricht würde kommunikative Handlungen aus dem 

Blickwinkel heraus betrachten, wie Aussagen modifiziert werden: Bei 

der Funktionstypenbildung gilt es den Funktionszusammenhang von 

Proposition (Satzinhalt), Illokution (Sprachhandlung) und Sprecher­

einstellung herauszuarbeiten - und zwar in einem gesellschaftlich re­

levanten Diskurs! Ein solcher Ansatz verbindet das Modalitätsprob­

lem mit spezifischen Aussageintentionen eines Textproduzenten. Dies 
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entspricht einem Desiderat (vgl. Klotz 1991: 506) von der Einzelsatz­

linguistik wegzukommen hin zu einer Schülerhaltung, die lautet: „Ich 

entscheide mich sprachlich für ..." mit der Fähigkeit zur Begründung 

der ausgewählten Form unter dem Blickwinkel der vermuteten Wir­

kung bzw. Textfunktion. Politische Reden und ihre Weiterverarbei­

tung sind dafür ein sehr geeigneter Gegenstandsbereich.

4) Notwendig ist eine Hinwendung zu einem funktionalen Grammatik­

unterricht, der in einen Spachhandlungsansatz und in einen Diskurs 

eingebettet ist und der sich in konkreter Textarbeit manifestiert. „Be­

deutsam ist also die Wahrung des Zusammenhangs von Handeln und 

Ergebnis einerseits und von Sprachgebrauch und grammatisch- 

textueller Abstraktion bzw. Modellbildung/Beschreibung andererseits" 

(Klotz 1995: 9) Somit kann das fremde und das eigene grammatisch- 

textuelle Sprachhandeln in Bezug auf Geltungsansprüche von Aussa­

gen überprüft werden. Es steht damit auch in Beziehung zum Schrei­

ben, zur Textanalyse und zur linguistisch begründeten Sprachkritik.
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